für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 31. 


(Ir. 6607.) Geſetz, betreffend die Abgabe von allen nicht im Beſitze des Staates oder in⸗ 


ländiſcher Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaften befindlichen Eiſenbahnen. Vom 
16. März 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für alle Landestheile, in welchen das Geſetz, die von den Eiſenbahnen 
zu entrichtende Abgabe betreffend, vom 30. Mai 1853. (Geſetz⸗Samml. S. 449. ff.) 
Petung hat, mit Zuftimmung beider Häufer des Landtages Unferer Monarchie, 
was folgt: 

§. 1. 


Von dem Reinertrage aller für den öffentlichen Verkehr benutzten Eiſen⸗ 
bahnen, welche fich nicht im Beſitze des Staates oder inländiſcher Eiſenbahn⸗ 
Aktiengeſellſchaften befinden, haben die Beſitzer der Bahnen, inſoweit nicht 
Staatsverträge ein Anderes beſtimmen, eine Abgabe zu entrichten, welche nach 
den Beſtimmungen dieſes Geſetzes erhoben wird, und zwar zuerſt im Jahre 1868. 
von dem Reinertrage des Betriebsjahres 1867. 


§ 2. 

Die Abgabe ift für jede Eiſenbahn 2 dem in jedem einzelnen Kalender⸗ 
jahre aufkommenden Reinertrage ($$. 3. bis J zu berechnen und ſtuft fich nach 
9990 deſſelben dergeſtalt ab, daß von einem Reinertrage bis zu einſchließlich vier 

rozent des Anlagekapitals ($. 6.) 45 dieſes Ertrages, bei einem höheren Rein⸗ 
ertrage aber außerdem und zwar 
von dem Mehrertrage über vier bis zu fünf Prozent einſchließlich 27 dieſer 
Ertragsquote, 
von dem Mehrertrage über fünf bis zu ſechs Prozent einſchließlich 2 dieſer 
Ertragsquote, 
von dem Mehrertrage über ſechs Prozent -Z dieſer Ertragsquote 
dꝛu entrichten find. i 
Jahrgang 1867. (Nr. 6607.) 62 §. 3. 


Ausgegeben zu Berlin den 24. April 1867. 


d > 


. si 

Als ſteuerpflichtiger Reinertrag ift diejenige Summe anzufehen, um welche 
die Betriebs⸗Roheinnahme die in dem betreffenden Kalenderjahre zur Verwendung 
gekommenen Verwaltungs⸗, Unterhaltungs- und Betriebskoſten überſteigt. 

Bei Einrichtung eines Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds für die Bahn 
unter Genehmigung der Aufſichtsbehörde des Staates werden die Rücklagen in 
denſelben als Unterhaltungs⸗ und Betriebskoſten gerechnet, dagegen die aus dem 
Reſervefonds zu 1 en Ausgaben außer Anſatz gelaſſen. ö 


§. 4. 


Zur Betriebs⸗Roheinnahme ſind auch die tarifmäßigen Frachtbeträge von 
allen În Rechnung der Bahnbeſitzer und Betriebsunternehmer ſelbſt ſtattfindenden 
Beförderungen — mit Ausſchluß der Beförderungen für die Zwecke der Bahn⸗ 
verwaltung — zu rechnen. 

Ausnahmen hiervon können bei den nicht von Anfang für den öffentlichen 
Verkehr beſtimmten Bahnen nachgelaſſen werden. ; 


§. 5. 

Die Beſitzer der Bahn find verpflichtet, über Einnahme und Ausgabe fo- 
wohl des Landen a ANA als jeder einzelnen Station, ordnungsmäßig und 
unter Beobachtung der ihnen bekannt gemachten Anforderungen Buch zu führen, 
und haben ſich örtlichen Reviſionen der Buchführung zu unterwerfen. 

Die ELLE und die zur Verwendung gekommenen Mers 
waltungs⸗, Unterhaltungs- und Betriebskoſten find von den Beſitzern der Bahn 
für jedes Kalenderjahr ſpäteſtens bis zum 1 1. Mai zu deklariren. Der 
Deklaration müſſen die zur Prüfung derſelben erforderlichen Rechnungen und 
Beläge, Abſchlüſſe und Nachweiſungen beigefügt werden. | 
Für jedes Kalenderjahr, für welches die vorſtehend bezeichneten Ver⸗ 
pflichtungen nicht erfüllt werden, kann der bei der Berechnung der Abgabe zum 
Grunde zu legende Betrag der Betriebs⸗Roheinnahme „beziehungsweiſe der Ber- 
waltungs⸗, Unterhaltungs und Betriebskoſten von der Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen feſtgeſetzt werden. 


$. 6. 
x Als Anlagekapital ($. 2.) ift derjenige Betrag anzuſehen, welcher auf die 
Herſtellung der Bahn und deren Ausrüſtung mit Einſchluß der Betriebsmittel 
nützlich verwendet it. Von den einzelnen Verwendungen während des Baues 
kommen die Zinſen bis zum Tage der Betriebseröffnung mit, fünf Prozent in⸗ 
ſoweit in Anſatz, als nicht eine ungerechtfertigte Verzögerung der Vollendung 
des Baues, beziehungsweise der Betriebseröffnung ſtattgefunden hat. ia 


SA 
Die Höhe des Anlagekapitals ift von den Beſitzern der Bahn 5 Au 
u 


Schluß des Kalenderjahres, in welchem der Betrieb eröffnet wird, nachzuweiſen 
fl it von der Eiſenbahn⸗Aufſichtsbehörde nach Maaßgabe des F. 6. endgültig 
eſtgeſtellt. . 

Kommen die Beſitzer der Bahn der desfallſigen Aufforderung nicht nach, 

ſo ſchreitet die gedachte Behörde zur Festa des Anlagekapitals nach pflicht⸗ 

mäßigem men Die ſpätere Nachweiſung des Anlagekapitals bleibt den Be: 
ſitzern unbenommen, iſt jedoch nur für die Folgezeit wirkſam. 

Dieſelben Vorſchriften kommen hinsichtlich der Berechnung und Feſtſtellung 
einer Erhöhung des urſprünglichen Anlagekapitals zur Anwendung. 

Aufwendungen für die Erneuerung von Bahntheilen und Betriebsmitteln 
werden dem Anlagekapital nur inſoweit zugerechnet, als dieſelben, durch unge⸗ 
wöhnliche Ereigniffe verurſacht, weder aus den laufenden Einnahmen, noch aus 
dem Reſerve- und Erneuerungsfonds zu beſtreiten find. 

Die Friſt, innerhalb welcher die Beſitzer der Bahn in dieſem Falle den 
ihnen obliegenden Nachweis beizubringen haben, wird von der Eiſenbahn⸗Aufſichts⸗ 
behörde beſtimmt. 


$. 8. 
Mehrere Eiſenbahnen eines und deſſelben Beſitzers, welche in zuſammen⸗ 
Pigno Betriebe ſtehen, werden in Bezug auf die Berechnung der Abgabe 
(F. 2.) als ein Ganzes behandelt. 


H. 9. 

Als Betriebs-Roheinnahme ſolcher inländiſchen gen ae welche mit 
ausländiſchen Bahnunternehmungen zu gemeinſchaftlichem Betriebe verbunden 
ſind, kann der nach Verhältniß der Meilenzahl berechnete Antheil an der Betriebs⸗ 
Roheinnahme des Geſammtunternehmens oder eines gewiſſen Theiles deſſelben 
angenommen werden. Befindet fich die Bahn im Beſitze einer ausländiſchen 
Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft, fo kann bei Ertheilung der Konzeſſion oder durch 
Uebereinkommen iadul werden, daß ein beſtimmter Theil des Aktienkapitals 
als Anlagekapital (F. 6.) und der hierauf jährlich zur en kommende Er⸗ 
trag als ſteuerpflichtiger Reinertrag (§. 3.) angeſehen und bei Berechnung der 
Abgabe zum Grunde gelegt werde. 


$. 10. 


Der Betrag der zu entrichtenden Abgabe wird nach Ablauf jeden Jahres 
durch die von dem Finanzminiſter hiermit beauftragte Behörde feſtgeſetzt und iſt 
A innerhalb ſechs Wochen nach Behändigung der Zahlungsaufforderung an 

ie in letzterer benannte Kaſſe abzuführen. 22; 

Derjenigen Behörde, welche den Betrag der Abgabe feſtzuſetzen hat, liegt 

auch deren alkain Einziehung ob, wenn eine folche nöthig werden ſollte. 


$. 11. 


Die Erhebung der Abgabe von denjenigen Eiſenbahnen, bei denen der 5 
Staat ſich durch Uebernahme einer Zinsgarantie betheiligt hat, unterbleibt für 
(Nr. 6607—6608.) 62°. ie 


die Jahre, in welchen in Folge der übernommenen Zinsgarantie Zuſchüſſe aus der 
Staatskaſſe zu leiſten ſind. 9 12 i 


Die Miniſter der Finanzen und für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 16. März 1867. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 6608.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend zwei Nachträge zu den Statuten der Rhei⸗ 
niſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 18. März 1867. ` 3 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem von Seiten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Ausdehnung 

ihrer Statuten auf die feit dem Nachtrage vom 5. März 1856. (Geſetz-Samml. 
146.) ihr konzeſſionirten, zum Gegenſtande ſtatutariſcher Beſtimmungen noch 

nicht gewordenen neuen Bahnlinien, ſowie eine Erhöhung ihres Stammaktien⸗ 
Kapitals um den 1 von 2,900,000 Thaler Behufs der Fertigſtellung der 
im Baue und Umbaue begriffenen Bahnſtrecken und der liger des Betriebs⸗ 
cS,materials beſchloſſen und in Folge w die beiden anliegenden Statutennach⸗ 
. träge aufgeſtellt worden find, wollen Wir den letzteren die erbetene landesherr⸗ 
liche Genehmigung hiermit ertheilen. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt den beiden Nachträgen durch die 
Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Juſtegel. 
Gegeben Berlin, den 18. März 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Nach⸗ 


L io 


Nachtrag 


zu den 


Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft, 


Sa, 


Das durch die Allerhöchſt beſtätigten Statuten vom 21. Auguſt 1837. 
gegründete und durch die Allerhöchſte Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunde 
ſammt Nachtrag zu den Statuten vom 5. März 1856. erweiterte Unternehmen 
der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft wurde ausgedehnt: ; 


a) durch den mittelſt Allerhöchſter Genehmigungs⸗Urkunde vom 2. Juni 1860. 
Hen Vertrag vom 13. Januar 1860. und 9. Juni 1859. auf 
en Bau und Betrieb der Bahnſtrecke von der feſten Rheinbrücke bei 
Ehrenbreitſtein nach Oberlahnſtein, im den einerſeits an den Bahn⸗ 
hof zu Coblenz vermittelſt der zu erbauenden Brücke, andererſeits an die 
Bahn von Oberlahnſtein nach Wetzlar vermittelſt Anlage eines S 
hofes in Oberlahnſtein in unmittelbarem Sa mit der 
Naſſauiſchen Eiſenbahn (Geſetz-Samml. für 1860. S. 281. ff.) / 


bp) durch Allerhöchſte Konzeſſions- und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 23. Fe- 
bruar 1863. auf den Bau und Betrieb einer Zweig⸗Eiſenbahn von 
Cleve über Griethauſen, mit einer eh über den Rhein bei 
Spiekerfähre, zum Anſchluſſe an die Nieder ändiſche Rhein-Eiſenbahn 
unweit Zevenger (Geſetz-Samml. für 1863. S. 107. ff.); 


c) 1805 Allerhöchſte Konzeſſions- und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 16. Juli 
1863. pant eine Zweigbahn von Oſterath über Uerdingen nach Effen, 
welche bei Rheinhauſen mittelſt einer Trajektanſtalt den Rhein und unter- 
halb Mülheim mittelſt Ueberbrückung die Ruhr überſchreitet“ (Geſetz⸗ 

Samml. für 1863. S. 477. ff.) / 


d) durch Allerhöchſte Beſtätigungs⸗ und Konzeſſions⸗Urkunde vom 15. Auguſt 
1865, auf eine Zweig⸗Eiſenbahn von der Preußiſch⸗Niederländiſchen Grenze 
bei Venlo nach Kempen (Geſetz-Samml. für 1865. S. 911. ff.) / 

e) durch Allerhöchſte Konzeſſions⸗Urkunde vom 28. Mai 1866. auf die „Fort 
ſetzung der Oſterath⸗Eſſener Zweig⸗Eiſenbahn von der Eſſener Chauſſee ab 
bei den Zechen Königin Eliſabeth und Bonifacius vorbei bis zur Karo⸗ 
linenglücker Bahn, unweit der Zeche Holland bei Bochum und an dieſe 
ſich anſchließend, ſowie auf die Anlage der zur Erreichung des Sate 

(Nr. 6608.) Die 
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dieſer Zweigbahn erforderlichen Anſchlußbahnen zu den Zechen und ge 
werblichen Etabliſſements (Geſetz-Samml. für 1866. S. 321. ff.) / 


f) durch Allerhöchſte Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs- Urkunde vom 12. No- 
vember 1866. auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von der Rhein⸗ 
ſtation der Eſſen⸗Oſterather Linie bei Duisburg nach Duisburg (Geſetz⸗ 
Samml. für 1866. S. 747. ff.) / | 


g) durch Allerhöchſte Konzeffions- und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 12. No- 
vember 1866. auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Sechtem 
oder Brühl nach Euskirchen (Geſetz-Samml. für 1866. S. 745. ff.) / 


h) durch Allerhöchſte pen Ban und Beſtätigungs⸗Urkunde vom 24. De 
ember 1866. auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Ehren⸗ 
reitſtein im 111 an die Coblenzer Eiſenbahnbrücke und an die 
Bahn nach Oberlahnſtein, nach Siegburg zum Anſchluß an die Cöln⸗ 
Gießener Bahn mit einer Abzweigung nach Bonn mittelſt Trajekts 
un 2 f. an die linksrheiniſche Bahn (Geſetz-Samml. für 1867. 


= a Unternehmen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird ferner aus- 
gedehnt: 


i) auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Neuß über Bedburg, 
zum Anſchluß an die Bahn von Cöln nach Düren. 


Für den Bau und Betrieb der sub a. bis i. bezeichneten Bahnen find 
die Beſtimmungen der Allerhöchſten Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs⸗Urkunden 
maaßgebend und verbindlich. 


Sämmtliche vorbezeichneten Erweiterungen, welche, ſoweit dieſelben nicht 
bereits „ nach Maaßgabe der beſchafften Geldmittel zur Ausführung 
u bringen ſind, bilden einen integrirenden Theil des pi Eiſenbahn⸗ 

5 (atu sineriă und finden auf dieſelben das Geſetz vom 3. November 1838. und 
die Beſtimmungen der Allerhöchſt beſtätigten und durch Nachtrag vom 5. März 
1856. und pia vom 24. Dezember 1866. ergänzten Statuten der Rheini⸗ 

ſchen Eiſenbahngeſellſchaft Anwendung. 


H. 2. 
Für das Unternehmen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft einſchließlich 
der in den Statutnachträgen vom 5. März 1856., vom 24. Dezember 1866. 
und der im gegenwärtigen Statutnachtrage bezeichneten Erweiterungen deſſelben 
125 find bis jetzt fucceffive auf Grund landesherrlicher Ermächtigung für den Nominal⸗ 
sie betrag von 27 Millionen 100,000 Rthlr. Stammaktien und Priorttäts Stau 
= aktien der . kreirt worden; die Geſellſchaft wird ermächtigt, Behufs 
Ausführung der gedachten Erweiterungen weitere 2 Millionen 900,000 Rthlr. 
Stammaktien auszugeben, welche mit den bisher kreirten Stammaktien gleiche 
Rechte genießen und mit dieſen und den Prioritäts⸗Stammaktien zuſammen das 
Geſellſchaftskapital im Betrage von 30 Millionen Thaler bilden. 5 5 
er 


1 Der Zeitpunkt von welchen ab die noch auszugebenden Stammaktien an 8 
der Dividende Theil nehmen, wird von der Direktion unter Zuſtimmung des = 


Handelsminiſteriums feſtgeſetzt. 

Die auszugebenden Aktien üben erſt Stimmrecht in den Generalverſamm⸗ 
lungen, nachdem ſie voll eingezahlt ſind. 

Das zu der Ausführung und zum Betriebe des Rheiniſchen Eiſenhahn⸗ 
Unternehmens erforderliche Anlagekapital wurde, außer durch vorbezeichnete Aktien 
und Prioritäts⸗Stammaktien, noch durch nachfolgende Anleihen im Geſammtbetrage 
von 25 Millionen 450,000 Thaler auf Grund landesherrlicher Privilegien und 
unter den in dieſen Privilegien näher bezeichneten Bedingungen ſucceſſive befchafft, 
reſp. die Geſellſchaft zur Beſchaffung autoriſirt: 


a) Thaler 2,500,000. 


„„ 700,000. 


5 700,000. 
ja 1 
) 3000000. 
a 35500900. 
h) 3000000. 
) 750,000. 
0 20000, 900. 
1) 3000 00. 


Thaler 25,450,000. 
(Nr. 6608.) 


4%, Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
12. Oktober 1840. (Geſetz-Samml. für 1840. 
S. 295. ff.); 

34 % Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
8. September 1843. (Geſetz⸗Samml. für 1843. 
S. 326 ; ; 


. .- . [i 
44 % Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
4. Auguſt 1854. (Geſetz-Samml. für 1854. 
473. ff.) / 
42 % Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
55 Mai 1855. (Geſetz-Samml. für 1855. 


+ . . I 
44 % Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
a 1858. (Geſetz-Samml. für 1858. 
445. ff.); 


. * 7 
44 "h Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
5 November 1860. (Geſetz⸗Samml. für 1860. 

633 j 


44 h Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
31. Juli 1861. (Geſetz-Samml. für 1861. 
41 5 


. . . [i 
43% Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
55 Dezember 1861. (GeſetzSamml. für 1862. 
17 ; 


4% Priovitäts-Obligationen, durch Privilegium vom 


= 84 1863. (Geſetz-Samml. für 1863. 


42% Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
= 1 1864. (Geſetz-Samml. für 1864. 
1 . 


+ > 11) / 5 

44% Prioritäts⸗Obligationen, durch Privilegium vom 
3. Oktober 1865. (Geſetz⸗Samml. für 1865. 
S. 1043. ff.). a 


Der 


Dien bisher ausgegebenen Aktien ift, und den ferner noch auszugebenden 
Aktien wird eine Serie von Dividendenſcheinen und eine Anweiſung zum Empfang 
der nächſtfolgenden Serie von Dividendenſcheinen beigegeben. 

Die Aushändigung einer neuen Serie erfolgt an den Präſentanten der 
betreffenden Anweiſung gegen Ablieferung derſelben, ſofern nuch 1 von 
dem Inhaber der Aktien bei der Direktion unter Einſendung der Aktien ſchriftlich 
Widerſpruch erhoben worden ift. > 
= Im Falle eines ſolchen, rechtzeitig vor der Präſentation der Anweifung 
erhobenen Widerſpruchs geſchieht die Aushändigung an den Inhaber der Aktie. 


fr Auszug BEN Vorderſeite | Auszug > 
aus dem Geſelſchaftsſatut Be Uebersetzung, aus dem Geſelſſchaftsſtatut 


SS. 30. und 31. . i $$. 30. und 31. 
: | u 5 in Franzöſiſcher Ueberſetung. | 


Land 


SED ANASIA 


Rheinische Eiſenbahn⸗ Geſellſchaft in Cöln. 


Beſtätigt von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen am 21. Auguſt 1837. 


iile W 
über 250 Thaler Prenfifceh Kurant. 


Ausgefertigt auf Grund Allerhöchſter Konzeſſions und Beſtätigungs⸗ Urkunde vom IE 


Die Zahlung ift mit Zweihundert fünfzig Thalern Preußifch Kurant 
geleiſtet. 
Der Inhaber hat alle ſtatutenmäßigen Rechte und Pflichten. 


Cöln U n corina e Pusta iaca 
Die Direktion der Rheiniſchen Eienhahn-Soflfiaft Der Spezial -Ditcktor. 
(Eigenhändige Unterſchriften von drei (eigenhändige Unterſchrift des Spezial- 5 
Direttion- Mitgliedern.) Direktors oder deffen Stellvertreters.) 


Dieſer Aktie find die Dividendenſcheine für ........ bis mil, ........ 
nebſt Talon beigefügt. . i 


Eingetragen sub Fol. . .. des Aktien ⸗Regiſters. (Eigenhändige Unterſchrift eines Kontrolbeamten.) 


Anweifung zur Aktie 
z (Eigenhändige nr Rontrolbeamten.) 


Serie II. Wenns ifenbahn-Gefelfänt, 19, | 
Dividendefchein zu der Aktie 


Inhaber empfä gb, am 1. Juli 18. 
gegen dieſen Schein bei der Direktionskaſſe zu Cöln 
ie ſtatutmäßig ermittelte Dividende für das Be⸗ 
triebsjahr 18. 
Cöln, den . ten ..... 18. Die Direktion. 
i Gakſimile.) 


Eingetragen Fol. BORD She Unterſchrift eines 
Kontrolbeamten.) 


Serle II. | $ 17. Serie II. 


Serie II. : 15. | Serie IL. 


Serie II. 5 . i 13. | Serie II. 


Serie II. 


Inhaber. empfängt gegen Diefe vei am a Juli 18 zur vorbezeick 
neten Aktie, welche auf Verlangen zur Abſtempelung vorzu legen iſt, 
die dritte Serie der Dividendeſcheine. 


SOHN EDEN ec Die Direktion. 
; : (Fakſimile.) 


Dividendeſchein 
für das Betriebsjahr 18.. 
zahlbar am 1. Juli 18. 


Dieſer Schein iſt nach dem 1. Juli 18. 
ungültig und ebenſo, wenn derſelbe durchlocht, 
durchſtrichen / oder die Rummer deſſelben nicht mehr 
vollſtändig iſt. 


VAR zu den 


Statuten der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


sat 


Das durch das Allerhöchſt beſtätigte Statut vom 21. Auguſt 1837. ge 


gründete Unternehmen der Rheiniſchen inte enen wird unter den in 
den N 2. bis 6. dieſes Nachtrages beſtimmten Bedingungen und Maaßgaben 
auf den Bau und Betrieb einer hn von Call, reſp. Sötenich nach Trier 
ausgedehnt auf Grundlage des mit der Staatsregierung unterm 10. April 1866. 
abgeſchloſſenen Vertrages (Geſetz-Samml. für 1866. S. 448. ff.). 8 


§. 2. 


Die Beſchaffung des zum Bau und Betrieb der Bahn von Call, reſp. 
Sötenich nach Trier erforderlichen Kapitals wird bis zur Höhe von Eilf Millio⸗ 
nen Thaler durch Ausgabe von Aktien Littr. B. der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bewirkt. 

Die Beſitzer der Aktien Littr. B. find. Mitglieder dert Rheiniſchen Eiſen⸗ 


bahngeſellſchaft mit allen ſtatutmäßigen Rechten und Pflichten der übrigen Aktio⸗ | 


naire, ſoweit nicht in dieſem Statutnachtrage ein Anderes beſtimmt ift. 
i $. 3. 


Die Beſitzer der Aktien Littr. B. find für die zu beziehende Dividende 


ausſchließlich auf den ſtatut⸗ und vertragsmäßig ermittelten Reinertra der 
Strecke Call reſp. Sötenich- Trier, beziehungsweiſe auf die auf die vom Staate 
1 Garantie angewieſen und haben keinen Anſpruch auf die Erträge aus 
en übrigen e ee der Rheiniſchen de ge und deren 
etwaigen künftigen Erweiterungen. Die eitens der Rheiniſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſe 11 gemäß $. 10. des Vertrages vom 10. April 1866. übernommene 
und mit dem Erlöſchen der Garantie des Staates ebenfalls ihr Ende erreichende 
Verpflichtung, dem Staate event. 4 Prozent des Anlagekapitals der Bahn 


dem Staate, nicht aber auch den Beſitzern der Aktien Littr. B. gegenüber. 
Die i ID til d des Staates und der Stamm⸗Aktionaire 


reſp. Sbötenich⸗Trier über fünf Prozent des Anlagekapitals ($. 11. des Vertra⸗ 
. e vom 10. April 1866.) dauert auch nach dem Erlöſchen der Zinsgarantie 
Stamm ⸗Aktionaire fort. ; 

RENN i Ar. 6608.) ; F | : i Nicht 


a conto des vom Staate zu leiftenden Husch es zu erſtatten, beſteht lediglich x 
der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft an dem Reinertrage der Zweigbahn Call, 5 


es Staates und der daran geknüpften vorbezeichneten Verpflichtungen der 


$.4. Ä 
Es ſteht den Beſitzern der Aktien Littr. B. zwar die Befugniß zu, am, 
den Generalverſammlungen der Rheiniſchen Eiſenbahngeſellſchaft Theil zu nehmen, 
dieſelben üben jedoch in dieſen Generalverſammlungen ein Stimmrecht nur in 
der Weiſe aus, daß inj Aktien Littr. B. einer Stammaktie der Rheiniſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft gleich guei werden, und daß nur die Beſitzer von 
mean Aktien B. und mehr in den Generalverſammlungen ſtimmberechtigt find; 
as Stimmrecht der Aktien B. wird demnach (cont. N 30. der Statuten) in 
folgendem Verhältniß ausgeübt: | 

a) für zwanzig bis zweihundert Aktien, für jede 20 Aktien Eine Stimme; 

b) für die Aktien, welche Jemand über die Zahl von 200 bis zu 2000 
beſitzt, für ji 40 Aktien Eine Stimme, und ſoll für die Aktien, welche 
Jemand über die Zahl von 2000 hinaus beſitzt, ein Stimmrecht nicht 
ausgeübt werden; die Aktien B. üben erſt Stimmrecht in den General, 
verſammlungen, nachdem ſie voll eingezahlt ſind. 


i F. 5. f i i 

Sollte die Zweigbahn Call, reſp. Sötenich⸗Trier, in Gemäßheit der Be x 
ſtimmungen des F. 7. des Vertrages vom 10. April 1866. vom Staate eigen⸗ 
thümlich erworben werden, fo erlöſchen alle im gegenwärtigen Statutnachtrage 
feſtgeſtellten Rechte und Pflichten der Haupt» und Zweigbahn. 

Bin F. 6. 

Die Aktien Littr. B. werden nach dem act Statutnachtrage beigefüg⸗ 
ten Schema ausgefertigt. Denſelben wird eine Serie von Dividendenſcheinen 
und eine Anweiſung zum Empfang der nächſtfolgenden Serie von Dividenden⸗ 
ſcheinen beigegeben. Die Aushändigung einer neuen Serie erfolgt an den Pra 
ſentanten der betreffenden Anweiſung gegen Ablieferung derſelben, inſofern nicht 


hiergegen von dem Inhaber der Aktien bei der Direktion unter Einſendung der 


Aktie ſchriftlich e erhoben worden iſt. ö 5 
Im Falle eines ſolchen rechtzeitig vor der Präſentation der Anweiſung 
erhobenen Widerſpruchs geſchieht die Aushändigung an den Inhaber der Aktie. 


— 


betreffend 


die Uebernahme einer Zinsgarantie fuͤr das Anlagekapital | 
einer Eiſenbahn von Trier durch die Eifel nach Call. pa 


%. „ 


: | ; o | 
Außerdem zu bedrucken mit den bezüglichen Paragraphen aus 
dem Vertrage vom 10. April 1866. und aus dem Statutnachtrage 
Vom ca i i 
A * 


e 
1. 


sa 


Vierprozentige Staats⸗Garantie. 


Uheiniſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in Cöln. 


Beſtätigt von Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen am 21. Auguſt 1837. 


Aktie Littr. B. M .... 
über 250 Thaler Preußiſch Kuraut. ; 


ef auf Grund Allerhöchſter Konzeſſions- und Beſtätig igungs⸗ Arkunde 
vom 12. November 1866. 


i Die Zahlung i mit Zweihundert fünfzig Thalern Preußiſch Kurant 
geleiſtet. 


Cöln, den ä 183: 
Die Direktion der tat Eifenb 175 pie Der Spezial-Direktor. 
 (Eigenbändige Unterſchrift von drei (Eigenhändige Unterſchrift des Spezial⸗ 
al Moit) Direktors oder deſſen Stellvertreters.) 


Dieſer Aktie ſind die Kupons der garantirten Dividende- und Superdividende⸗ Scheine 


bis inkl. „ nebſt Talon beigefügt. 


Eingetragen sub Fol. ... des Regiſters. (Eigenhändige Unterſchrift eines Kontrolbeamten.) 


Der 8 bi die oh 15 angegebenen Rechte und Pflichten. 


22009 sua "ID Ha P '$ pou cee 


d er Dividende, garantirt gemäß Vertrag vom. 5 
zur Aktie Lit. B. . i 


at der Inhaber dieſes Dividendekupons am 1. April 18.. in Berlin, 
[Cöln und in den außerdem von uns zu deſignirenden Städten bei den 
bekannt gemachten Zahlſtellen zu erheben. | 


t 


Cöln, den ten .... 18.. 
N Die Direktion der Rheinischen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


5 (Fakſimile.) í 
Kontrole Fol. 7 (Eigenhändige Unterſchrift eines Kontrolbeamten.) 
Serie I. | Lit. R. 
Serie IJ. ; Lit. P. 
Serie I. ; RANS yE i Lit. N. 


e Lit. L. Serie I. 


f 
$ 
l 
| 
i $ : 
{ 
1 
| 


Uheiniſche Eifenbahn- Grfellfchaft. 

i Dieſer Schein it nach dem 1. April 18.. ungültig und werthlos / 

i und ebenfo, wenn derſelbe du ichen, durchlocht, i | ra 
t deſſelben c mehr ann e om . o 6 5 He ki i 


\ Fünf Thaler, zahlbar am 1. April 18.. 


Serie I. Lit. H. j 
$ N 
, 
[i | 
iR 
i 


Serie J. 


Singen ș 5 Fol. ..... des Regiſters. 


Serie I. 


Serie I. M9. 


MT 


5. | Serie]. = 


Serie I. 


Serie I. JE 3, Serie I. 


Serie I. Aheiniſche Eiſenbahn-Geſellſchaft. M 1. | Serie J. 
. zu der Aktie Lit. B. 


Inhaber empfängt a J 18.. gegen Dic ö ; 2 
fen Mein bei der Direktionskaſſe zu Cöln die 
W ermittelte Super⸗Dividende für das 
etriebsjahr 
Cin tei ui 18,. Die Direktion. 
i (Fakſimile.) 3 = 


(Eigenhändige Unterſchrift eines 
Kontrolbeamten.) 


ungetragen sub 8 SE 


nhaber empfängt gegen diefe Anweiſang am 1. Juli 18.. zur vorbegeichneten || 
Aktie, welche auf e m zur Abſtempelung vorzulegen ift, die Zweite 
Serie Kupons der garantirten Dividende- und uper⸗Dividendeſcheine. 
Cöln, dens 18 Die Direktion. 
(Fakſimile. 


I. 
Super⸗Dividendeſchein 
für das Betriebsjahr 18. 
; zahlbar am 1. Juli 18.. á 


Diefer Schein ift nach dem 1, Juli 18.. u 
ültig und ebenſo, wenn derſelbe dürchlocht, dur 
Reichen, oder die Nummer deſſelben nicht me 
vollſtändig iſt. le 


Ml. 


(Nr, 6609.) Allerhöchſter Erlaß vom 5. April 1867., betreffend die Vereinigung des Poſtweſens 
= in den durch das Geſetz vom 24. Dezember 1866. F. 1. Nr. 1. bis 3. 
mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten vormals Bayeriſchen Landes- 
theilen mit dem in den alten Preußiſchen Landestheilen. 


R D. das Poſtweſen in den durch Geſetz vom 24. Dezember 1866. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 876.) F. 1. Nr. 1. bis 3. mit der Preußiſchen Monarchie ver- 
einigten vormals Bayeriſchen Landestheilen auf die Preußiſche Poſtverwaltung 
übergegangen iſt, ſo genehmige Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 
22. März d. J., daß die Beſtimmungen des Preußiſchen internen Portotarifs 
und Zeitungsproviſions⸗Tarifs auf den Austauſch 1 den alten Preußiſchen 
Provinzen (denen in dieſer Beziehung das vormalige Königreich Hannover und 
die Herzogthümer Schleswig und Holſtein hinzutreten) einerſeits und den ge⸗ 
nannten vormals Bayeriſchen Landestheilen andererſeits ausgedehnt werden, daß 
die der Preußiſchen Poſtverwaltung geſetzlich ertheilte ng über gewiſſe 
Gegenſtände des Verſendungs⸗ und Reiſeverkehrs im Wege des Reglements die 
erforderlichen Vorſchriften zu treffen, ferner die dem Chef des Preußiſchen Poſt⸗ 
weſens zuſtehende Befugniß in mehun des Portofreiheitsweſens und die von 
der Preußiſchen Poſtverwaltung geübte fand zur Ernennung und Anſtellung 
von Beamten in Arie Umfange auch in den genannten vormals Bayerifchen 
Landestheilen in Anwendung kommen. 


Berlin, den 5. April 1867. 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


((Nr. 6609—6610.) Gr. 6610.) 


ät n. miele Allerhö öchſten Eiſtes vom 25 Mär 
einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: Sieg- e 


an a ziſſen an der Sieg“, mit dem = zu Wiſſen, loete D 


3 
monis 1866. zu genehmigen geruht: 


= Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt în 
Rönigligen Regierung zu Coblenz bekannt want werden 


Berlin, den 5. April 1867. 


a. Miniſter fur Handel, Geweih. Der i Miniter fur die bunu 
und öffentliche Arbeiten. N ſchaftlichen Angelegenheiten. | 
Im Auftrage: sir Alter en Im Auftrage: 
De e enn 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin „gedruckt in der Songli Geheimen LEN a Er 
i (R. v. Decker). a 


